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GStB-Beratungsvorlage 2017/0091  

 

Mainz, den 14.11.2017 

TOP 5 Informationspunkte           

Sachverhalt: 

Beratung im Fachbeirat, soweit im Einzelfall Beratungsbedarf angemeldet wird. 

 

1.  SÜVOA - Sachstand 

Mündlicher Bericht – hierzu steht noch eine Antwort aus dem MUEEF aus, insbesondere zur 

Frage der konkreten Ausgestaltung der Schnittstelle. 

 

2.  TrinkwV - Untersuchung auf Radioaktivität  

Im März 2016 wurde in der TrinkwV die Pflicht eingeführt, das Trinkwasser auf radioaktive 

Stoffe untersuchen zu lassen (§§ 14 a und 20 a iVm. der Anlage 3a I und III). Zu bestimmen 

sind Radon222, Tritium und Richtdosis. Probenahme am Ausgang Wasserwerk. 

Die Umsetzung wurde Ende Oktober in der AG Wasser beraten. Dort hat Herr Stein vom 

MUEEF nochmals bestätigt, dass die Erstuntersuchung in Form von vier Einzeluntersuchun-

gen aus vier verschiedenen Quartalen unabdingbare Pflicht sei und bis 26.11.2019 zu erle-

digen ist. Das MUEEF hat die Gesundheitsämter angehalten, schnellstmöglich die notwendi-

gen Schritte einzuleiten. 

Gegenwärtig seien so das MUEFF, alleine in Rheinland-Pfalz 14 Labore für solche Untersu-

chungen akkreditiert. Da es insbesondere vor dem Fristablauf zu Engpässen kommen könn-

te, drängen auch die Gesundheitsämter auf zeitnahe Erledigung.  

Je nach Ergebnis dieser Erstuntersuchung entscheidet das Gesundheitsamt, welche weite-

ren laufenden Untersuchungen durchzuführen sind; es kann auch entscheiden, dass bis auf 

weiteres keine weiteren Untersuchungen auf Radioaktivität mehr durchzuführen sind. 
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3.  TrinkwV - Laufende Novelle (4. Änderung) 

Die endgültige Bundesratsvorlage zur 4. Änderungsverordnung zur Trinkwasserverordnung 

steht auf der Seite des Bundesrats online:  

http://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2017/0601-0700/0700-

17.html?cms_templateQueryString=trinkwasserrechtlich&cms_fromSearch=true  

Es gab zwischenzeitlich einige Änderungen aufgrund der eingebrachten Stellungnahmen. 

Beispielsweise wurde die gesonderte Untersuchung auf Cr(VI) wieder gestrichen, d.h. Unter-

suchung nur auf Cr(ges). 

Am 15.12.2017 soll der Bundesrat in der letzten Sitzung in diesem Jahr dieser Vorlage zu-

stimmen. Am gleichen Tag soll die geänderte Trinkwasserverordnung sofort in Kraft treten.  

 

4. Förderaufruf „Kommunale Klimaschutz-Modellprojekte“ 

Hinweis auf das Förderprogramm aus der Kommunalrichtlinie (Bundesprogramm) und dem 

Förderaufruf „Kommunale Klimaschutz-Modellprojekte“. Darin werden u.a. auch Abwasser-

projekte mit bis zu 80 % gefördert. Die Energieagentur hat dazu ein Merkblatt herausgege-

ben (Anlage). Weitere Info unter www.klimaschutz.de/modellprojekte  

 

5. Schutz sog. „Kritischer Infrastruktur“ im Bereich Wasserwirtschaft  

(IT-Sicherheit, Notversorgung) 

Dieses Thema beschäftigt die Werke seit einigen Jahren und es gibt eine Vielzahl von Veröf-

fentlichungen und Darstellungen. Es geht vorrangig um Notstromversorgung, IT-Sicherheit 

sowie Schutz gegen physische Angriffe. Die DWA hat dazu kürzlich das M 1060 - IT-

Sicherheit Branchenstandard Wasser/Abwasser herausgegeben. Im Innenministerium ist 

eine Arbeitsgruppe mit diesem Thema beschäftigt, in der es auch um die Schnittstellen zur 

Wasserwirtschaftsverwaltung geht. 

Die Wasserwirtschaftsverwaltung im MUEEF erwägt, in ihre Förderrichtlinie einen neuen 

Förderschwerpunkt „Kritische Infrastruktur“ aufzunehmen. Dazu fand dort am 22.11.2017 ein 

erster Gedankenaustausch statt, Teilnehmer waren neben der Abteilung (Dr. Manz, Schrei-

ber, Stein) der LDEW, die WVR (Röpke), die Kommunalberatung (Lorio, Heimpfad) sowie 

der Fachbeirat Eigenbetriebe (Flerus).  

Es wurden eine Vielzahl von Punkten besprochen, insbesondere  

 Wie kann man Förderanreize gezielt und vernünftig setzen; 

 Verzahnung mit dem TSM bzw. wo und wie müsste man die Checklisten ergänzen; 

 Wie lange muss die Wasserversorgung gewährleistet werden bzw. ab wann wird an den 

Katastrophenschutz „übergeben“; 

 Wodurch ist die Infrastruktur konkret gefährdet (z.B. Stromausfall, Hacker-Angriffe); 

 Schnittstellendefinition zu anderen zuständige Stellen, insbesondere Katastrophenschutz; 

 Wie wird eine strukturierte Sicherheitsanalyse durchgeführt 

 Beratung der Werke in Sachen IT-Sicherheit (z.B. Securion) 

uam. 

Vereinbart wurde folgendes: 

 Information im Fachbeirat und ggf. Umfrage, wer eigentlich was schon hat (z.B. Notstrom-

versorgung) 

http://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2017/0601-0700/0700-17.html?cms_templateQueryString=trinkwasserrechtlich&cms_fromSearch=true
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/beratungsvorgaenge/2017/0601-0700/0700-17.html?cms_templateQueryString=trinkwasserrechtlich&cms_fromSearch=true
http://www.klimaschutz.de/modellprojekte
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 Weitere Bearbeitung der Fragen in Pilotbetrieben, die bereits TSM-zertifiziert sind. Ge-

nannt wurden Wasserversorgungszweckverband Maifeld-Eifel, Wasserversorgung Rhein-

hessen GmbH, VGW Winnweiler, VGW Selters. 

 

6. Stromspeicher für Kläranlagen 

In der Lenkungsgruppe hatte Herr Prof. Heinrich das Konzept seiner Fa. CFH Consulting zur 

Installation von Stromspeichern auf Kläranlagen vorgestellt. Sein Vortrag ist zur Information 

als Anlage beigefügt. 

 

7. Personal / Vergütung / Entgeltordnung 

Das Thema wurde in der Lenkungsgruppe beraten. Mit dem KAV war der Fachbeirat zum 

Ergebnis gekommen, dass die neue Entgeltordnung doch einige Spielräume bietet, die vor 

Ort auch weitgehend genutzt werden sollten. Es zeigte sich jedoch, dass das Problem vor 

Ort nicht selten in unzureichenden Stellenbeschreibungen liegt, und zwar dahingehend, dass 

dort die für eine entsprechende Einstufung notwendigen Tätigkeitsmerkmale, Funktionen, 

Qualifikationsanforderungen usw. überhaupt nicht oder nur unzureichend aufgeführt sind 

(wie z.B. ein Begriff wie „eigenverantwortlich“). 

Es wird daher dringend empfohlen, die Stellenbeschreibungen dementsprechend zu sichten 

und zu aktualisieren und auf der Basis eine neue Stellenbewertung durchzuführen bzw. 

durchführen zu lassen. 

 





Die „Richtlinie zur Förderung von Klimaschutzprojekten 
in sozialen, kulturellen und öffentlichen Einrichtungen“ 
(sogenannte „Kommunalrichtlinie“)im Rahmen der Natio-
nalen Klimaschutzinitiative bietet verschiedene Förderan-


gebote im Bereich kommunaler Klimaschutz: 
Von der Entwicklung langfristiger Strategien bis hin zu 
investiven Maßnahmen.


KOMMUNALRICHTLINIE


GEGENSTÄNDE DER FÖRDERUNG & ZUSCHUSSQUOTEN


BERATUNGSLEISTUNGEN
Einstiegsberatung kommunaler Klimaschutz (65 %)


KLIMASCHUTZKONZEPTE UND -MANAGEMENT
Erstellung von Klimaschutzkonzepten (65 %)
Erstellung von Klimaschutzteilkonzepten (50 %)
Schaffung einer Stelle für Klimaschutzmanagement (65 %)


Anschlussvorhaben Klimaschutzmanagement (40 %)
Ausgewählte Maßnahmen (50 %)


ENERGIESPARMODELLE IN KINDERTAGESSTÄTTEN, SCHULEN, JUGENDFREIZEITEINRICHTUNGEN,  
SPORTSTÄTTEN UND SCHWIMMHALLEN
Realisierung von Energiesparmodellen (65 %) Starterpaket Energiesparmodelle (50 %)


INVESTIVE KLIMASCHUTZMASSNAHMEN
BELEUCHTUNGS- UND LÜFTUNGSANLAGEN
LED-Außen- und Straßenbeleuchtung (20 – 25 %)
LED-Lichtsignalanlagen (30 %)
Sanierung und Austausch von Lüftungsanlagen (25 %)
Sanierung der Innen- und Hallenbeleuchtung (30 %)


NACHHALTIGE MOBILITÄT
Errichtung von verkehrsmittelübergreifenden  
Mobilitätsstationen (50 %)
Einrichtung von Wegweisungssystemen (50 %)
Ergänzung vorh. Radwegenetze, Bau neuer Radwege (50 %)
Radabstellanlagen (50 %)


STILLGEGELEGTE SIEDLUNGSABFALLDEPONIEN
Einsatz geeigneter aerober in-Situ-Technologien (50 %)
Hilfsaggregate zur Produktion von Eigenstrom aus  
Deponiegas (50 %)


KLIMASCHUTZ IN RECHENZENTREN (RZ)
Optimierung/Investitionen in bestehende RZ (40 %)
Ersatz von Hardwarekomponenten in RZ und  
Serverräumen (40 %)
Optimierungen / Investitionen im Rahmen der  
Zertifizierung mit „Blauem Engel“ (40 %)


 
Alle Maßnahmen betreffend: Projektbegleitende Ingenieursdienstleistungen in Höhe von max. 5 %  
der zuwendungsfähigen Investitionskosten (50 %)


KLIMASCHUTZINVESTITIONEN IN KINDERTAGESSTÄTTEN, SCHULEN, 
JUGENDFREIZEITEINRICHTUNGEN, SPORTSTÄTTEN UND SCHWIMMHALLEN
Sanierung der Außenbeleuchtung (LED) (30 %)
Sanierung und Austausch zentraler Lüftungsanlagen (35 %)
Nachrüstung / Ersteinbau dezentraler Lüftungsanlagen
in Kitas und Schulen (35 %)
Sanierung der Innen- bzw. Hallenbeleuchtung (LED) (40 %)
Einbau von Hocheffizienzpumpen inkl. hydraulischem 
Abgleich (40 %)
Dämmung von Heizkörpernischen (40 %)
Ersatz zentrale gegen dezentrale Warmwasser
bereitungsanlagen (40 %)


Nachrüstung einer Wärmerückgewinnung aus Grauwasser 
bei Sportstätten (40 %)
Austausch nicht regelbarer Pumpen gegen regelbare 
Hocheffizienzpumpen für Beckenwasser (40 %)
Einbau einer Gebäudeleittechnik (40 %)
Einbau von Verschattungsvorrichtungen mit 
Tageslichtnutzung (40 %)
Austausch von Elektrogeräten in Schul-, Lehr- und 
Kita-Küchen (40%)
Energie- und Ressourceneffizienz in Rechenzentren (50%)







ANTRAGSBERECHTIGTE
›› �umfassend antragsberechtigt: Städte, Gemeinden und 


Landkreise und Zusammenschlüsse, an denen aus-
schließlich Kommunen beteiligt sind


›› �eingeschränkt antragsberechtigt bei bestimmten  
Förderschwerpunkten sind u. a.


›› �öffentliche, gemeinnützige und religionsgemein-
schaftliche Träger von Schulen, Kitas, Hochschu-
len und Jugendfreizeiteinrichtungen


›› ��Betriebe, Unternehmen und sonstige Einrichtun-
gen, die in vollständig kommunaler Trägerschaft 
stehen bzw. mit mind. 50,1 %-iger kommunaler 
Beteiligung


›› kommunale Wirtschaftsförderungsgesellschaften
›› �rechtsfähige Zusammenschlüsse von Unterneh-


men innerhalb eines Industrie- oder Gewerbe
gebiets


›› �Sportvereine mit Gemeinnützigkeitsstatus, die im 
Vereinsregister eingetragen sind


ANTRAGSFRISTEN
›› 01.01.2018 – 31.03.2018
›› 01.07.2018 – 30.09.2018


Ganzjährig: Förderung eines Klimaschutzmanagements, 
Anschlussvorhabens, ausgewählter Maßnahmen, Energie-
sparmodelle.


ERHÖHTE FÖRDERUNG FÜR  
FINANZSCHWACHE KOMMUNEN
Finanzschwache Kommunen, die nach jeweiligem Landes-
recht z. B. ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen ha-
ben und somit nicht über ausreichende Eigenmittel verfügen, 
können vorbehaltlich der beihilferechtlichen Zulässigkeit eine 
höhere Förderquote je nach Fördertatbestand erhalten.


Weitere Informationen zur Kommunalrichtlinie unter: 
www.energieagentur.rlp.de/energiewende-gestalten/ 
kommune/foerderung


NEUER FÖRDERAUFRUF IM RAHMEN DER NATIONALEN KLIMASCHUTZINITIATIVE


FÖRDERAUFRUF „KOMMUNALE KLIMASCHUTZ- 
MODELLPROJEKTE“
Gefördert werden investive Modellprojekte in Kommunen und 
im kommunalen Umfeld in den Bereichen Energie- und Res-
sourceneffizienz, Abfallentsorgung, Abwasserbeseitigung und 
Grün in der Stadt. Der Modellcharakter der Projekte sollte 
sich insbesondere auszeichnen durch
›› �hohe Treibhausgasminderung im Verhältnis zur 


Vorhabensumme
›› �die Verfolgung der klimaschutzpolitischen Ziele des Bundes
›› �einen besonderen und innovativen Qualitätsanspruch 
›› �den Einsatz bester verfügbarer Techniken und Methoden 
›› die Übertragbarkeit bzw. Replizierbarkeit des Ansatzes 
›› eine überregionale Bedeutung und Ausstrahlung


Die Förderung erfolgt als Projektförderung in Form eines 
Zuschusses (in der Regel von bis zu 80 Prozent der zuwen-
dungsfähigen Ausgaben). 


WER KANN ANTRÄGE STELLEN? 
Antragsberechtigt sind Kommunen (Städte, Gemeinden und 
Landkreise) und Zusammenschlüsse von Kommunen sowie 
kommunale Unternehmen. 


Zudem sind auch Kooperationen oder Verbünde von Kom-
munen, Verbänden, Vereinen, Religionsgemeinschaften mit 
Körperschaftstatus und Hochschulen antragsberechtigt. An 
jedem Verbund muss mindestens eine Kommune, in der das 
Modellprojekt durchgeführt werden soll, beteiligt sein. 


ANTRAGSFRIST FÜR PROJEKTSKIZZEN 
(ZWEISTUFIGES VERFAHREN) 
›› 01.01.2018 – 15.04.2018 


WEITERE INFORMATIONEN, ANTRÄGE & FORMULARE:
www.ptj.de/klimaschutzinitiative/modellprojekte


ANSPRECHPARTNER BEI FÖRDERANFRAGEN: 
Energieagentur Rheinland-Pfalz GmbH 
Dr. Tobias Woll 
Tel.: 0631 205 75-7122 | tobias.woll@energieagentur.rlp.de 
www.energieagentur.rlp.de 


Stand: September 2017


Gefördert durch:


KOMMUNALRICHTLINIE


























































































































